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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dro Müller; Dro Keppelmül­
ler, DDro Niederwieser, Strobl, Mago Guggenberger und Genos­
sen haben am 19. Jänner 1993 an mich eine schriftliche An­
frage mit der Nr. 4110/J betreffend Maßnahmen gegen die von 
der Bundesarbeitskammer festgestellten Defizite im Umwelt­
recht gerichtet, die folgenden Wortlaut hatg 

Welche Maßnahmen werden Sie im Sinne der von der Bundesar­
beitskammer erstellten "Vorschläge zur Verbesserung der Voll­
zugssituation" setzen? 

Diese Vorschläge beinhalten insbesondere 

- die Verlagerung der Kontrolle (zusätzlich zu den behördli­
chen Kontrollen sollten Zivilingenieure in d~e laufenden 
Kontrollen eingebunden werden, die Eigenkontrolle der Be­
triebe soll verstärkt werden); 

- die verpflichtende Einführung von Umweltbeauftragten~ 
- die Einführung eines "Umweltinspektorates" (Konstruktion 

ähnlich dem Arbeitsinspektorat)~ 
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- die Ermöglichung nachträglicher Sanierungsvorschreibungen, 
Verpflichtung zu regelmäßigen "Emissionserklärungen"i 

- den Ausbau der Nachbarrechte sowie 
die Verstärkung der "fachspezifischen Aus- und weiterbil­
dung der Vollzugsorgane" (u.a. Reform der Ausbildung der 
Amtsärzte). 

Die in der Anfrage angesprochene Studie der Bundesarbeitskam­
mer untersucht die Vollzugssituation am Beispiel des gewerb­
lichen Betriebsanlagenrechtso Dementsprechend betreffen die· 
Vorschläge der Bundesarbeitskammer auch weitestgehend das 
Anlagenrecht oder stehen zu diesem in engstem Konnex, sodaß 
die Anfrage an den für die Vollziehung der Gewerbeordnung, 
des Luftreinhaltegesetzes für Kesselanlagen und des Berg­
gesetzes zuständigen Bundesminister für wirtschaftliche Ange­
legenheiten zu richten wäre. 

Davon abgesehen finden viele Vorschläge dieser Studie meine 
Zustimmung, insbesondere die Aufnahme der "Umwelt" in den 
Katalog der Schutzziele des § 74 Abs. 2 Gewerbeordnung, eine 
Stärkung der Nachbarrechte und die Forderung, daß der Um­
weltminister alle umweltrelevanten Verordnungen zu diesem 
Gesetz erlassen können soll, ohne an das Einvernehmen anderer 
Ressorts gebunden zu sein. 

Demgegenüber ist aber festzustellen, daß der Gesetzgeber 
diese Forderungen, die an sich nicht neu und in den letzten 
Jahren nicht nur seitens meines Ressorts erhoben worden sind, 
nur in geringem Umfang berücksichtigt hat. Ich darf auf die 
Gewerbeordnungsnovellen der Jahre 1988 und 1992 hinweisen. 

Auch andere in der Anfrage und der dieser zugrundeliegenden 
Studie angesprochene Vorschläge sind grundsätzlich zu be­
grüßen bzwo überlegenswert und wurden teilweise schon ver-
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wirklicht: das von meinem Ressort vorbereitete und kürzlich 
vom Nationalrat verabschiedete Umweltinformationsgesetz wird 
sehr wesentlich zur Effektuierung des Umweltschutzes insge­
samt beitragen; desgleichen das - noch nicht beschlossene -
Umwelthaftungsgesetz, an dem mein Ressort seit der Grundla­
generstellung mitarbeitet und von dem auch generalpräventive 
Wirkungen ausgehen werden. ,~ :' 
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